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Wer, wenn nicht wir?

Unser Kampf, er hört nicht auf, noch 
lange nicht! Auch wenn sie uns weisma-
chen wollen, dass diese Kommission mit 
ihrem Fachwissen und ihrer personel-
len Zusammenstellung schon das rich-
tige Endlager aussuchen wird für uns. 
Pustekuchen! Wer das glaubt, ist selber 
schuld! 
Abgesehen mal davon: Es geht ja nicht 
nur um die Endlagersuche, sondern es 
geht um die Abschaltung aller Atom-
anlagen und eine echte Energiewende. 
Dazu gehört auch der Ausstieg aus der 
Braunkohlen-Technologie. Und die Er-
möglichung dezentraler Energieversor-
gung!
Und wie ich unseren Erzengel Gabriel 
nach der Wahl kennengelernt habe, tut 
er alles, um genau das zu verhindern! 
Kriecht E.on und Vattenfall in den Arsch, 
die nicht von ihrer überalterten Techno-
logie lassen wollen und besonders nicht 
von ihrer Machtstellung im Energie-Be-
reich, es sei denn, man zwingt sie dazu. 
Aber wer und was kann das sein? Tscher-
nobyl? Fukushima? Erzengel Gabriel? 
Die Merkel? Der Klimawandel?

Wer, wenn nicht wir?

Und in diesem Sinne freue ich mich 
schon jetzt auf unsere zukünftigen 
Kämpfe gegen die Atom-Mafia.  

Klaus der Geiger



weitere Infos im Internet
www.gorleben-rundschau.de
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Liebe Leserinnen und Leser,

immer deutlicher wird: Im Lande wird 
Atommüll gestapelt, hin und her ver-
schoben und immer noch produziert. 
In Jülich lagern 152 Castoren, die in die 
USA abtransportiert werden sollen. Das 
ist keine Lösung, das ist sogar illegal, 
denn in Jülich wurde kein Forschungs-
reaktor betrieben, es war eine Versuchs-
anlage. 
Müll wird immer noch in den laufenden 
Atomkraftwerken produziert und vor al-
lem auch in der Urananreicherungsan-
lage Gronau, deren Betrieb unbefristet 
ist. Die UAA Gronau versorgt weltweit 
Atomkraftwerke mit Brennstäben. Wie 
geht das zusammen – in Deutschland 
soll aus der Atomkraft ausgestiegen 
werden und aus Deutschland werden 
Brennelemente für den Reaktorbetrieb 
in anderen Ländern produziert? Mat-
thias Eickhoff skizziert das Ausmaß des 

Atommüllproblems in Nordrhein-West-
falen, und Silke Westphal von der AG 
Schacht Konrad erläutert im Gespräch 
mit Jan Becker, warum im Herbst unter 
dem Titel „Tatort Deutschland“ die Anti-
Atom-Initiativen das Atommülldesaster 
im Rahmen einer Herbstkampagne zum 
Thema machen werden. Das ist unsere 
Antwort auf das Versagen der Politik! 
Dazu passt die harsche Kritik Reinhard 
Ueberhorsts an dem Standortauswahl-
gesetz (StandAG). Vor der Verständigung 
aller Parteien über den Umgang mit dem 
Atommüll selbst liege die Hürde der Ver-
ständigung über einen demokratischen 
Umgang miteinander. Das kürzlich be-
schlossene StandAG atme aber noch 
den Geist eines veralteten Verständ-
nisses von Demokratie, sagt er. Anders 
gesagt: Bevor eine Gesellschaft Proble-
me so großer Ausmaße angehen kann, 
muss sie neue Spielregeln erarbeiten. 
Damit bringt er das grundlegende Pro-

Die Gorleben Rundschau ist ein kostenloses 
Informationsblatt der Bürgerinitiative Umwelt- 
schutz Lüchow-Dannenberg e.V.

Anschrift: Rosenstraße 20, 29439 Lüchow
redaktion@gorleben-rundschau.de
service@gorleben-rundschau.de
www.gorleben-rundschau.de

Verantwortliche Redakteure: 
Andreas Conradt, Torsten Koopmann 
(Anschrift wie oben)

Redaktion: Jan Becker, Andreas Conradt, 
Wolfgang Ehmke, Marianne Fritzen, Torben 
Klages

Gestaltung: Andreas Conradt
Korrektorat: Franziska Behn

blem auf den Punkt! Doch es gibt auch 
Zweischneidiges und etwas Erfreuliches 
zu vermelden:
Unter Tage soll in Gorleben der Erkun-
dungsbereich I geräumt werden und 
wird nicht mehr „gepflegt“. Zum 1. Ok-
tober muss es für den Bergwerksbetrieb 
in Gorleben einen neuen Hauptbetriebs-
plan geben, der den vom StandAG ge-
forderten Offenhaltungsbetrieb gewähr-
leistet. Das ist die Billiglösung, denn wir 
haben das Verfüllen der Strecken und der 
Schächte gefordert. Der alte Planfeststel-
lungsantrag aus dem Jahr 1977 wird zu-
rückgezogen, das wurde uns versichert. 
Der Bund und das Land Niedersachsen 
wollen die Sache für erledigt erklären, 
und damit gibt es keinen Plan B mehr 
für Gorleben, um für den Fall des Schei-
terns der StandAG doch noch was in der 
Tasche zu haben. So können wir uns auf 
die Arbeit der Endlagerkommission kon-
zentrieren. Gück Auf!

Martin Donat, Vorsitzender der BI

Druck: dieUmweltDruckerei GmbH
Lohweg 1, 30559 Hannover
Auflage: 4800, gedruckt auf 
Recyclingpapier Circle Matt White

Die Gorleben Rundschau ist eines der wich- 
tigsten Werkzeuge zur Verbreitung unserer 
Nachrichten. Aber ihre Erstellung kostet auch 
viel Geld. Bitte spendet:
BI Umweltschutz Lüchow-Dannenberg
Sparkasse Uelzen Lüchow-Dannenberg
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BIC: NOLADE21UEL

Wenn die Zusendung der Gorleben Rund-
schau künftig nicht mehr erwünscht ist, bitten 
wir Euch um Nachricht:
Tel.: 05841 - 4684 oder
service@gorleben-rundschau.de

Allerlei weiterführende Links zu Artikeln in der
Gorleben Rundschau gibt es auf unserer Web- 
site: www.gorleben-rundschau.de

          BI.Luechow.Dannenberg.e.V

          @gorleben

          Bi LuechowDannenberg

           Website-News per RSS

Leserbriefe veröffentlichen wir auf unserer 
Website: www.gorleben-rundschau.de. Dort 
könnt Ihr auch Lob, Kritik und Anregungen 
posten.



„Diskussion über ATommüll beginnen“
Jan Becker im Gespräch mit Silke Westphal

ATommüll-AlArm: 
TATorT DeuTschlAnD
GR-Redaktion

Trotz massiver Vorbehalte ist die kom-
mission zur lagerung hochradioaktiver 
Abfälle nun eingerichtet. ungeachtet 
des hauptkritikpunktes, dass suggeriert 
wird, eine schnelle lösung sei greifbar, 
obwohl das Problem im ganzen über-
haupt nicht erfasst ist, wird selbst in 
kreisen der kritiker/-innen zwar viel 
über die kommission, aber kaum noch 
über Atommüll gesprochen. Die bundes-
weit angelegte herbstkampagne Atom-
müll-Alarm – Tatort Deutschland soll das 
nun ändern.

Während die „Berliner Atommüllrunde“ 
ihre Gespräche eben erst begonnen hat, 
lagert der Atommüll oftmals in prekärem  
Zustand  seit Jahrzehnten über das ganze 
Land verteilt. Gehandelt werden müsste 
sofort, und zwar allumfassend und nach-
haltig. Die bisherige Strategie, Atommüll 
von einem Irgendwo zu einem anderen 
Irgendwo zu schaffen, bietet da keine 
Lösung. Die Probleme werden räumlich 
und zeitlich einfach nur verlagert.
Die Herbstkampagne der Anti-Atom-Ini-
tiativen will nun Ermittlungen einleiten 
und Spurensicherung betreiben und da-
bei den Fokus auf die einzelnen Atoms-
tandorte richten. Dabei soll der ganze 
Umfang der Missstände in den Blick ge-
nommen und die Politik zu verantwortli-
chem Handeln aufgefordert werden.  Für 
den „Gesamtblick“ bietet sich die Be-
standsaufnahme Atommüll, die im ver-
gangenen Jahr von Atomkritiker/-innen 
erstellt wurde, als umfassende Grund-
lage an. Sie wird im Herbst auch im In-
ternet verfügbar gemacht und dort als 
Atommüllreport ständig erweitert, kom-
plettiert und laufend aktualisiert werden.
Um eine gesellschaftliche Diskussion 

zu entfachen, ist eine Aktions- und In-
formations-Kampagne geplant, an der 
sich bundesweit Gruppen beteiligen. An-
lässe sollen geschaffen werden, damit 
sich Menschen einerseits mit den Atom-
müllproblemen an ihren Heimatorten 
auseinandersetzen und andererseits ein 
Bewusstsein dafür entwickelt wird, dass 
diese Einzelprobleme eng miteinander 
verflochten sind und gesamtheitlich be-
trachtet werden müssen. 
In Planung ist eine Vortragsreihe mit In-
formationsveranstaltungen im ganzen 
Bundesgebiet, flankiert durch das kon-
zertierte Sammeln von Unterschriften 
gegen die derzeitige laxe Haltung im 
Umgang mit Atommüll aller Art. Das 
Ende der Kampagne sollen konkrete For-
derungen markieren, um die Politik zu 
sofortigem und verantwortungsvollem 
Handeln zu zwingen. Gleichzeitig soll 
die Kampagne den Anfang einer breiten 
gesellschaftlichen Diskussion markieren, 
die für sich selbst steht und keine Stell-
vertreter-Debatten benötigt.

Neben zahlreichen anderen großen und 
kleinen Anti-Atom-Gruppen in ganz 
Deutschland, wird sich auch die Bür-
gerinitiative Umweltschutz Lüchow-
Dannenberg finanziell, organisatorisch 
und durch Vorträge an den Brennpunk-
ten des Atommülldesasters beteiligen. 
Vorgesehen ist eine zehntägige BI-Tour 
mit Veranstaltungen voraussichtlich in 
Kiel, Brunsbüttel, Greifswald und Ahaus 
sowie an potenziellen Endlagerstandor-
ten in Regionen, die über ähnliche Salz-
stöcke wie den im Wendland verfügen.

Die Fakten zur kampagne

Die Herbstkampagne Atommüll-
Alarm Tatort Deutschland der Anti-
Atom-Initiativen wird vom 13. Sep-
tember bis zum 31. Oktober in vielen 
Orten in ganz Deutschland stattfin-
den. 
Die Bürgerinitiative Lüchow-Dannen-
berg wird ihre Veranstaltungen in der 
zweiten Oktober-Hälfte durchführen, 
unter anderem voraussichtlich in 
Kiel, Brunsbüttel und Ahaus.
Alle Informationen wie Veranstaltun-
gen, Vorträge und Aktionen werden 
regelmäßig auf der Website der Kam-
pagne bekannt gegeben: www.atom-
muell-alarm.info.
Interessierte können sich auch telefo-
nisch mit dem Trägerkreis in Verbin-
dung setzen: 0176 - 7658 6506.

Kampagne der Bürgerinitiative
bi-lüchow-dannenberg.de
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„Diskussion über ATommüll beginnen“
Jan Becker im Gespräch mit Silke Westphal

Aller kritik an der Atommüll-kom-
mission zum Trotz, reden viele der 
kritiker/-innen nur mit und über 

die kommission – und nicht über 
Atommüll. Das soll im herbst mit 
einer kampagne geändert werden. 

Angeschoben wurde die idee von 
der Arbeitsgemeinschaft schacht 

konrad aus salzgitter, wo mit dem 
dortigen erzbergwerk die ganze last 

des schwach- und mittelaktiven mülls 
getragen werden soll. 

gorleben rundschau: Alle reden über 
Gorleben, doch Schacht Konrad, der 
genehmigte Ort für ein Endlager für 
schwach- und mittelaktiven Abfall, wird 
in der Debatte um eine „neue Endlager-
suche“ offenbar vergessen? Warum?

silke Westphal: Es gibt unzählige kleine-
re und größere Orte in ganz Deutschland 
– an AKW-Standorten, in alten Atomfor-
schungsanlagen, in so genannten Zwi-
schenlagern oder gar als Wertstoff auf 
Müllkippen getarnt –, wo konkret sehr 
viel Atommüll herumliegt und vermut-
lich auch noch sehr lange liegen wird. 
Das haben wir mit der Bestandsauf-
nahme Atommüll schon sehr deutlich 
gemacht. Mit der geplanten Kampagne 
wollen wir erreichen, dass nicht nur über 
Gorleben und Schacht Konrad, sondern 
über alle Arten radioaktiver Abfälle an all 
diesen vergessenen Orten geredet wird. 

gr: Wird auch der Standort Konrad in 
ein paar Jahren neu diskutiert werden 
(müssen)?

sW: Schacht Konrad wird ja bereits seit 
Jahrzehnten diskutiert, die Anzeichen, 
dass er sich nicht für die Lagerung von 
Atommüll eignet, verdichten sich zuneh-
mend. Das Konzept für Konrad ist das-
selbe wie für die Asse, von denselben 
Köpfen erdacht und „erforscht“. Aus den 
Asse-Fehlern wurde jedoch noch keine 
Risikobetrachtung für Schacht Konrad 
abgeleitet. Darüber hinaus würde der 
Schacht auch mengen- und inventarmä-
ßig den bisher angefallenen Atommüll 
nicht aufnehmen können. Die geplan-
te Inbetriebnahme des Lagers hat sich 
deshalb mittlerweile um fast vierzig 
Jahre verzögert, und das ist fatal für all 
diese Orte, die immer davon ausgegan-
gen sind, dass bei ihnen der gefährliche 
Atommüll nur vorübergehend liegt. Sie 
werden bis zum Sankt-Nimmerleins-Tag 
auf ihren nuklearen Lasten sitzen bleiben.

ATommüll-AlArm: 
TATorT DeuTschlAnD
GR-Redaktion

gr: Als ein wesentliches Element der 
„neuen Endlagersuche“ spricht die Bun-
desregierung von Bürgerbeteiligung, 

vor allem auch die Akteur/-innen in der 
Anti-Atom-Bewegung sollen partizipie-
ren. Was läuft da Eurer Meinung nach 
falsch?

sW: Im Prinzip alles! Der ganze Prozess 
müsste vom Kopf auf die Füße gestellt 
werden: Zuerst müsste festgestellt wer-
den, wieviel Atommüll überhaupt da ist, 
dann eine gesellschaftlich breite Diskus-
sion um den Umgang mit dem Atom-
müll überhaupt geführt werden... Das 
geht doch so wie bisher mit dem Vergra-
ben einfach nicht. Und wenn unter dem 
Label „Bürgerbeteiligung“ unsere Rech-
te auf Einwendung und Anhörung auf 
ein bloßes Informationsrecht und zwei 
handverlesene Vertreter aus Umweltver-
bänden beschnitten werden, ist aus de-
mokratischer Perspektive auch viel ver-
loren gegangen.

gr: Mit der geplanten Kampagne soll 
vor allem mit den Menschen außerhalb 
der Parlamente und Gremien die Diskus-
sion um Atommüll aufgenommen wer-
den. Was ist bislang geplant?

sW: Wir wollen möglichst flächende-
ckend Initiativen und Einzelpersonen 
ansprechen, die sich an der Kampagne 
beteiligen. Vor Ort soll dann mit ver-
schiedenen Events nicht nur auf das 
lokale Atommüllproblem hingewiesen, 
sondern auch der Gesamtzusammen-
hang deutlich werden. Wir benennen die 
Tatorte und machen damit die kriminelle 
Energie deutlich, mit der die Probleme 
vertuscht werden. Allen muss letztlich 
klar werden, dass das Problem viel zu 
groß und komplex ist, als dass Gorle-
ben und Schacht Konrad oder andere 
Orte es lösen könnten und dass man es 
keiner Kommission überlassen darf. Der 
rote Faden der Kampagne ist eine Unter-
schriftensammlung mit vier konkreten 
Forderungen an die Bundesregierung.

gr: Was steht am Ende der Kampagne?

sW: Ein immenser Druck aus der Öffent-
lichkeit auf die Verantwortlichen in Politik 
und Ämtern, dass sich die Forderungen 
der Kampagne durchsetzen lassen und 
vor allem kein weiterer Atommüll mehr 
produziert wird.

gr: Euch viel Erfolg für die Kampagne!

castor – quo vadis?

Die kampagne der bürgerinitiative lü-
chow-Dannenberg ging mit der überga-
be von 6000 unterschriften an die bun-
desumweltministerin zuende.

Seit einem Jahr quält sich die Politik 
mit der Frage herum, wohin mit den 26 
Castoren, die nach einer Änderung des 
Atomgesetzes im Juli 2013 nicht mehr in 
Gorleben eingelagert werden dürfen. Bis 
Ostern sollte alles klar sein. Welches Os-
tern, das weiß keiner.
Allein Baden-Württemberg hat „hier“ 
gerufen, es gäbe Platz für die fünf Cas-
toren mit mittelaktiven Abfällen aus La 
Hague in Philippsburg. In Hessen raufen 
sich SPD und die grüne Umweltminis-
terin Priska Hinz. Die Frankfurter Rund-
schau berichtete über einen angeblichen 
Vorstoß der schwarz-grünen Koalition 
zur Zwischenlagerung von Castor-Behäl-
tern in Biblis. Dazu sei das Land bereit, 
wenn im Gegenzug der Bund einen grö-
ßeren Teil der Kosten eines möglichen 
Schadenersatzes an RWE für eine feh-
lerhafte Stilllegungsverfügung zu Biblis 
im Jahr 2011 übernehme. Kastor gegen 
Kohle? Zwischenzeitlich kommen neue 
mögliche Castortransporte hinzu. Das 
Zwischenlager des Forschungszentrums 
in Jülich (FZJ) soll – beziehungsweise 
muss – geräumt werden. Folgt nun der 
Abtransport der 152 Castoren in die USA 
oder wird das Zwischenlager Ahaus zur 
Auffangstation? (siehe Artikel Seite 6)

Unterdessen ging im August die Unter-
schriftenkampagne der Bürgerinitiative 
Lüchow-Dannenberg – Castor 2015 jetzt 
stoppen – zu Ende. Die dicke Mappe mit 
den mehr als 6000 Unterschriften soll 
Umweltministerin Barbara Hendricks 
(SPD) demnächst überreicht werden.
Doch das Gezerre um die Atommüll-
transporte ist damit noch lange nicht zu 
Ende. 
Die Bürgerinitiative fordert: „Lasst das 
Zeug, wo es ist, bis sich in der Frage der 
Endlagerung eine ,Lösung‘ abzeichnet. 
Sonst, das ist doch klar, gehen wir auf 
die Straße beim nächsten Tag X. Denn 
Gorleben ist überall.“

weitere Infos im Internet
www.gorleben-rundschau.de
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DAs ATommüllFiAsko
von Matthias Eickhoff
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Atommüllberge überall. Zwischenlager 
werden zum Dauerlager. Das Atommüll-
fiasko treibt ganz besonders in nord-
rhein-Westfalen neue blüten. Doch die 
„endlagerkommission“ geht das Prob-
lem nicht an.

In Nordrhein-Westfalen (NRW) sorgt 
die weltweit ungelöste Atommüllent-
sorgung derzeit gleich in zwei Fällen 
für Schlagzeilen: Dass die Lagerung der 
152 „Westcastoren“ mit rund 300 000 
hochradioaktiven Brennelementkugeln 
im Forschungszentrum Jülich (FZJ) für 
massive juristische und politische Pro-
bleme sorgt, ist ein Dilemma mit Ansa-
ge. Die Bundesregierung und die NRW-
Landesregierung haben als Eigentümer 
des Forschungszentrums bislang allein 
auf die Verschiebung des Atommülls 
gesetzt. Ihr Rezept: 20 Jahre Zwischen-
lagerung in Jülich und dann ab über die 
Autobahnen nach Ahaus für weitere 40 
Jahre. Dieser Plan ging gründlich schief, 
weil die Anti-Atom-Inis in NRW zwischen 
2010 und 2012 unter anderem mit zwei 
Autobahn-Aktionstagen starken öffentli-
chen Druck aufbauten.
Also lagern die 152 Castoren weiter in 
Jülich, doch die Betriebsgenehmigung 
für das Zwischenlager lief schon 2013 ab. 
Mit zwei Notgenehmigungen überbrück-
te die Landesregierung zunächst das 
Castor-Fiasko, das war aber juristisch auf 
Dauer zu wackelig. Deshalb folgte jetzt 
die offizielle Anordnung zur Räumung 
des Lagers, die aber ohne zeitliche Be-
fristung versehen wurde. 
Seit 2012 wird der Export der Castoren 
in die USA forciert. Doch der Export von 

Atommüll ist illegal, also versuchen 
Bund, Land und FZJ den einst kommer-
ziell genutzten Versuchsreaktor AVR im 
Nachhinein zu einem „Forschungsreak-
tor“ umzudefinieren. Dieser Atommüll 
ist nämlich vom Exportverbot ausge-
nommen. Aber auch gegen diese Export-
pläne formiert sich Widerstand: Ende Juli 
kündigten mehr als 25 deutsche Initiati-
ven zusammen mit der US-Organisation 
Savannah Rite Site (SRS) Watch massive 
Proteste an. (siehe Box Seite 7)
Und auch im Norden von NRW geht es 
zur Sache: Die Urananreicherungsanla-
ge Gronau (UAA) produziert jedes Jahr 
als Abfallprodukt rund 6000 Tonnen ab-
gereichertes Uranhexafluorid (UF6), das 
bis 2009 bequem nach Russland expor-
tiert wurde. Um den Uranmüll irgendwo 
zu lagern, wurde nun in Gronau selbst 
ein neues Lager für 60 000 Tonnen Uran-
oxid (U308) fertiggestellt. Dazu muss 
das UF6 zunächst in Südfrankreich und 
ab Ende 2015 in Capenhurst/Großbritan-
nien in Uranoxid umgewandelt werden, 
was zu einer deutlichen Zunahme von 
Urantransporten führt.
Die Genehmigung für das neue Uran-
mülllager in Gronau hat es in sich: Der 
Uranmüll soll nämlich „zeitlich unbefris-
tet“ lagern dürfen, da ja auch die Uran-
anreicherungsanlage zeitlich unbefristet 
in Betrieb bleiben soll. Die Lagerhalle, 
die nicht mal gegen Flugzeugabstür-
ze gesichert ist, kann de facto deshalb 
schnell zu einem oberirdischen Quasi-
Endlager werden, weil es für die UAA-
Betreiberin Urenco bislang keinerlei 
Notwendigkeit gibt, sich um eine sichere 
Entsorgung zu kümmern. Bisher hat man 

sich nur marginal mit der Endlagerung 
des Uranmülls beschäftigt. Sicher ist 
nur, dass dieser Abfall nicht im Schacht 
Konrad eingelagert werden dürfte. Also 
wohin damit? In das Super-Endlager für 
„insbesondere hoch radioaktive Abfälle“, 
das im Zweifel wieder Gorleben heißt? 
Dieses zusätzliche Problem kann die  
Endlager-Suchkommission schon allein 
wegen des großen Volumens noch or-
dentlich ins Schwitzen bringen.
Die Anti-Atomkraft-Initiativen im Müns-
terland starteten nun zusammen mit 
zahlreichen weiteren Initiativen einen 
Tag-X-Aufruf gegen die drohende Inbe-
triebnahme des Uranmüll-Dauerlagers. 
Geplant ist zudem eine französisch-
deutsche Kampagne gegen die Uran-
transporte zwischen Südfrankreich und 
Gronau, die sowohl der Versorgung mit 
frischem Uran wie auch der Umwand-
lung des Uranmülls dienen. Mittlerwei-
le dämmert selbst der NRW-Landesre-
gierung, dass sie sich in Gronau durch 
die zeitlich unbefristete Genehmigung 
ein echtes Problem eingebrockt hat. Auf 
Druck der Anti-Atom-Initiativen sowie 
der Linken im Bund und der Piraten im 
NRW-Landtag will sie nun den Gronau-
er Uranmüll wenigstens in der umstrit-
tenen „Endlager-Suchkommission“ zum 
Thema machen, um gegenüber Urenco 
überhaupt ein (kleines) Druckmittel in 
der Hand zu haben. Die neue Lagerhalle 
deckt zudem nur die Gronauer Uranmüll-
produktion von zehn Betriebsjahren ab, 
danach wäre bereits die nächste Lager-
halle notwendig – eine Atommüllspirale 
ohne Ende, wenn nicht endlich die Uran-
anreicherungsanlage stillgelegt wird!

kleine erFolge – grosse AuFgAben
ein Kommentar von Wolfgang Ehmke
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DAs ATommüllFiAsko
von Matthias Eickhoff

ein Endlager in Gorleben wird diese 
Streichung nicht verhindern können.

Es bleiben also große Hürden und po-
litische Aufgaben, damit Gorleben als 
Endlagerstandort ausscheidet. Selbst 
von einer „Egalität“ im Vergleich zu an-
deren potenziellen Standorten ist Gor-
leben also noch weit entfernt: Es gibt 
eine Aktenlage „pro Gorleben“, es gibt 
Eignungsaussagen und  -prognosen sei-
tens der Bundesanstalt für Geowissen-
schaften und Rohstoffe und es gibt eine 

Das bundesumweltministerium will 
das sogenannte erkundungsbergwerk 
gorleben offen halten, lediglich der bis-
herige erkundungsbereich i soll außer 
betrieb genommen wird. Das erklärten 
umweltstaatssekretär Jochen Flasbarth 
und der niedersächsische umweltminis-
ter stefan Wenzel (grüne) am 29. Juli 
auf einer Pressekonferenz in lüchow. 

Die Ankündigung überraschte nicht wirk-
lich, denn diese Moratoriums-Variante 
wurde bereits im Vorfeld kommuniziert. 
Die Bürgerinitiative Lüchow-Dannen-
berg hatte hingegen vorgeschlagen, die 
Strecken und Gruben unter Tage suk-
zessive zu verfüllen und durch die Eva-
luation des Standortauswahlgesetzes
(StandAG) die rechtlichen Voraussetzun-
gen für den Rückbau bis zur grünen Wie-
se zu schaffen. 
Das so genannte Erkundungsbergwerk 
dürfe nicht unbrauchbar gemacht wer-
den, erklärte hingegen Flasbarth. Das 
„Erkundungsbergwerk Gorleben“ wird 
also möglicherweise über 15 bis 20 Jah-
re lang als potenzielles Endlager offen 
gehalten, deshalb kommt bei uns keine 
rechte Freude auf. Ein bisschen weniger 
Gorleben reicht nicht. 

Darüber hinaus haben Flasbarth und 
der niedersächsische Umweltminister 
Stefan Wenzel (Grüne) sich darauf ver-
ständigt, das atomrechtliche Planfest-
stellungsverfahren aus dem Jahr 1977 
für obsolet zu erklären. Sie wollen das 
auch durch gegenseitige Verzichtserklä-
rungen dokumentieren. Seit einem Jahr 
drängen wir darauf, dass dieses Verfah-
ren beendet wird, um einen möglichen 
Plan B für Gorleben – sollte das StandAG 
scheitern – auszuschließen. Wir verbu-
chen das als unseren Erfolg.
Da wird die Endlagersuche neu gestar-
tet, aber im StandAG wird Gorleben 
fortgeschleppt, um den Salzstock im 
Nachhinein als potenzielles Endlager 
zu legitimieren. Falsch? Der Rahmenbe-
triebsplan als ein wichtiges Instrument 
der Durchsetzung Gorlebens wurde erst 
nach unglaublich langem, zähem politi-
schen Widerstand und durch jahrelange 
Prozessführung der Grundeigentümer 
und Besitzer von Salzrechten zurückge-
zogen. 
Und aus dem Landesraumordnungspro-
gramm wurde Gorleben als Vorrangs-
tandort für die Errichtung eines Endla-
gers gestrichen. Na ja, das kann auch ein 
Beitrag zur Beschwichtigung sein, denn 

Veränderungssperre in Gorleben, die 
nicht über das Jahr 2015 hinaus verlän-
gert werden dürfte. Allein für den Salz-
stock Gorleben gilt, dass Veränderungen 
unterhalb einer Tiefe von 50 bis 100 Me-
tern untersagt sind, die die Standorter-
kundung erschweren könnten. Wohlge-
merkt, das gibt es nur für Gorleben, und 
das, obwohl die Erkundung offiziell für 
beendet erklärt wurde – ein Widerspruch 
in sich, der Gorleben aber gegenüber 
anderen potenziellen Standorten privile-
giert. Fazit: Weitermachen!

kleine erFolge – grosse AuFgAben
ein Kommentar von Wolfgang Ehmke

Proteste gegen Atommüll-export angekündigt
Umwelt- und Anti-Atom-Organisationen aus dem ganzen Bundesgebiet haben 
für den Fall von Castortransporten aus dem Zwischenlager in Jülich massive 
Proteste entlang der gesamten Strecke angekündigt.
Im nordrhein-westfälischen Jülich lagern derzeit 152 Castoren mit hochradio-
aktivem Müll aus Brennelementen, doch das Forschungszentrum Jülich (FZJ) 
ist bisher weder in der Lage, eine rechtssichere Genehmigung für das Zwi-
schenlager, noch eine Transportgenehmigung für die Castoren zu erwirken. Ob 
dieser Zustand durch das FZJ bewusst herbeigeführt wurde oder auf Inkompe-
tenz zurückzuführen ist, kann nur vermutet werden. Aktuell versucht das For-
schungszentrum in Zusammenarbeit mit dem Land NRW und dem Bund, den 
Atommüll zur Wiederaufarbeitung in die USA zu verschieben. (s. Artikel S. 6)
Scheitern die USA-Pläne, droht erneut eine Verschiebung der so genannten 
„West-Castoren“ aus Jülich in das Zwischenlager Ahaus. Die Lagerhalle in 
Ahaus ist nicht wesentlich sicherer als die in Jülich, hat aber eine längere Ge-
nehmigung bis 2036. Der Müll muss zu einem späteren Zeitpunkt für eine End-
lagerung konditioniert werden, was wiederum in Ahaus nicht möglich ist, wohl 
aber in Jülich. „Ein weiteres Herumgeschiebe von Atommüll wäre die Folge“, 
so der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU). „Grundlage je-
der Planung muss die Vermeidung von Atomtransporten und einer unnötige 
Gefährdung der Bevölkerung sein.“ Das Motto „Nichts rein! Nichts raus!“ sei 
bei Umweltschützern längst Konsens. Jeglicher Atommüll-Transport werde 
grundsätzlich abgelehnt, solange kein bundesweites Atommülllager existiert. 
Stattdessen werde der Verbleib des Atommülls in einem erdbebensicheren 
und zugelassenen Zwischenlager am Standort Jülich gefordert. 
Zudem soll in Jülich ein stark kontaminierter Reaktorbehälter um 90 Grad ge-
kippt und anschließend etwa 200 Meter in ein behelfsmäßiges Zwischenlager 
verschoben werden. Laut BBU wurden kaum Alternativen zu diesem einma-
ligen und hoch gefährlichen Vorhaben untersucht! Auch aufgrund des neuen 
Erdbebengutachtens sei eine Verschiebung des Reaktors abzulehnen. Eine 
Erklärung, warum der verseuchte Reaktor in Jülich bleiben soll, die Castoren 
wegen angeblicher Erdbebengefahr aber unbedingt weg müssen, bleibt der 
Betreiber bislang schuldig. 
Bei einem bundesweiten Treffen der Anti-Atom- und Umwelt-Organisationen 
wurde vor Kurzem beschlossen, im Falle der Castortransporte aus Jülich den 
gesamten bundesdeutschen AKW-Widerstand auf die Transportstrecken zu 
verlagern. Schwerpunkte würden dabei Jülich und das Ziel Ahaus (beziehungs-
weise Nordenham beim USA-Export) sein. Aber auch entlang der möglichen 
Transportrouten würden lokale Initiativen die gesamte Bandbreite des Wider-
standes auf die Straße bringen – nach dem Vorbild der erfolgreichen Aktionen 
im wendländischen Gorleben.

weitere Infos im Internet
www.gorleben-rundschau.de
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Seit nunmehr 30 Jahren lagert Atom-
müll im Zwischenlager Gorleben. 1984  
– ein Jahr, geprägt von dem Wissen, 
dass er kommen wird, dieser gefähr-
lichste aller Stoffe, von dem auch 2014 
niemand weiß, wohin damit. 
Während damals noch die Mehrheit 
unserer Lokalpolitiker das Zwischen(?)-
lager als Segen für die Region pries – es 
hat ja Millionen in die lokalen Kassen 
gespült! – wurden viele nachdenkliche, 
wache Bürger nicht müde zu warnen: 
In Leserbriefen, Appellen, Anzeigen 
auf fast jeder Seite unserer Lokalzei-
tung, in Menschenketten, Prozessen 
und schließlich der Wendlandblockade 
zeigte sich der Unmut, aber auch die 
Hilflosigkeit gegen „die oben“. Am 8. 
Oktober 1984 war er dann da, der aller-
erste TAG X! Wie ein Krimi liest sich die 
Berichterstattung der Elbe-Jeetzel-Zei-
tung am folgenden Tag. „Im Zick-Zack-
Kurs nach Gorleben: Atommüll-Konvoi 
kam durch den Wald.“ Von Stade über 

Uelzen, Spithal, Kassau, Jiggel, Güst-
ritz, Wustrow, Lübbow, Dangenstorf 
(an der Zonengrenze entlang), Prezelle, 
Meetschow, Trebel und schließlich über 
den so genannten Mastenweg erreich-
ten die Fahrzeuge ihr Ziel. In der Luft 
Hubschrauber, die die Bodenbewegun-
gen meldeten, uns aber auch den Ort 
der Transporter anzeigten. Man musste 
schon ortskundig sein, um diese Route 
nachvollziehen zu können – oder über 
eine gute Landkreiskarte verfügen. 

Um 14 Uhr passierten die Lastwa-
gen mit den ersten 210 gelben Atom-
müllfässern in vier Containern die 
Schleuse des Zwischenlagers. Wur-
den wir „ausgetrickst“, wie es man-
che formulierten? Wir wurden noch 
wachsamer! Und wir haben gelernt: 
Schließlich hat auch die BELUGA, das 
Greenpeace-Schiff, viele Jahre später 
ihren letzten Standort im Gorlebener 
Forst  ähnlich trickreich und auf ähnli-
cher Route gefunden.     Marianne Fritzen
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Erstaunlich, wie sich auch im poli-
tischen Raum Kreise immer wieder 
schließen. Stichwort Philippsburg. Der 
dortige Bürgermeister Stefan Martus 
(CDU!) erteilt den Plänen eine Absage, 
die fünf restlichen Castoren aus der 
französischen Wiederaufbereitung im 
Zwischenlager am Atomkraftwerk Phi-
lippsburg unterzubringen. „Wir sind 

nicht mehr bereit, weitere Belastungen 
hinzunehmen“, meint der Bürgermeis-
ter. Die Belastung durch das Atomkraft-
werk sei schon groß genug. In Lüchow-
Dannenberg klingeln uns die Ohren: 
Ausgerechnet Philippsburg! Und aus-
gerechnet ein CDU-Bürgermeister! Die 
skurrile Einschätzung aus Philippsburg 

Vor 30 JAhren

Warten auf TAg X

fällt fast haargenau mit einem fast ver-
gessenen 20. Jahresmonat zusammen. 
Denn die Mutter aller mittlerweile 113 
im Zwischenlager Gorleben stehen-
den hochradioaktiven Castoren – sie 
stammt aus Philippsburg. 
Im Sommer 1994 wollten die Atomin-
dustrie und die CDU/FDP-Bundesre-
gierung den ersten Castor nach Gor-

leben bringen. 
Mitte Juli steht 
der Transport 
scheinbar un-
mittelbar be-
vor. Zu Tausen-
den gehen die 
L ü c h o w - D a n -
nenberger und 
andere auf die 
Straßen. Sie pro-
testieren, blo-
ckieren, sägen 
Bahnschwellen 
durch, verbie-
gen Schienen, 
u n t e r t u n n e l n 

Straßen. Ein Versammlungsverbot ist 
bereits erlassen, ein Hüttendorf schon 
geräumt, als es Aufschub gibt: Wegen 
der Sommerferien und Personalprob-
lemen der Polizei verschiebt die Politik 
den Transport. Anfang August kommt 
es dann zu Pannen beim Beladen des 
Castors in Philippsburg. Die spätere 

Bundesumweltministerin und heutige 
Kanzlerin Angela Merkel (CDU) wird 
diesen Vorgang später mit Backpulver 
vergleichen, das in der Küche eben auch 
daneben gehe. Bonn entscheidet jeden-
falls im August vor 20 Jahren, die heiße 
Fracht erst nach der Bundestagswahl 
im Herbst rollen zu lassen. Tatsächlich 
wird es dann erst der April 1995. Was 
die Politik später zugab: Dieser Castor-
Transport aus Philippsburg war damals 
gar nicht notwendig. Man wollte offen-
bar unbedingt das Zwischenlager in 
Gorleben für hochradioaktiven Atom-
müll in Betrieb nehmen. Viele Lüchow-
Dannenberger empfanden das als re-
gelrechte Vergewaltigung. Es war: eine 
traumatisierende Erfahrung.
Wenn jetzt ein Bürgermeister, dessen 
Partei vor Fukushima heldenhaft die 
Atomfahne geschwungen und dessen 
Stadt jahrzehntelang mit vielen Arbeits-
plätzen und fetten Gewerbesteuerein-
nahmen vom Atomstrom profitiert hat, 
einen auf Ober-Widerständler macht, 
dann ist das ein Schlag ins Gesicht der 
Lüchow-Dannenberger Bevölkerung. 
Denn hier landete schließlich jahrelang 
das strahlende Erbe aus Philippsburg 
& Co. Solidarität? Politische und mora-
lische Verantwortung? Es sind solche 
Politiker wie Stefan Martus, die das 
Vertrauen in die neue bundesweite End-
lager-Suche in den Boden stampfen.

AusgerechneT PhiliPPsburg!
ein Kommentar von Jens Feuerriegel (Elbe-Jeetzel-Zeitung vom 9. August 2014)
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Noch kaum erholt von den vielfältigen 
Aktivitäten während der Kulturellen 
Landpartie, war die BI am 29. Juni schon 
wieder mit Infostand und rollender Büh-
ne auf der Demonstration in Hanno-
ver anlässlich der Pannenserie im AKW 
Grohnde vertreten. 
Nur zehn Tage später trat sie als Mit-
organisatorin der Feierlichkeiten zum 
25-jährigen Bestehen des Gorlebener 
Gebets auf (s. Artikel Seite 11). Mitte Juli 
hat die BI zudem das Benefiz Open Air 
eVentschau personell und materiell un-
terstützt (s. Artikel Seite 10). 
Am 18. Juli hat Mitherausgeber Micha-
el Wilk aus Wiesbaden auf einer gut 
besuchten und von der BI organisier-
ten Veranstaltung in der Dannenberger 
Buchhandlung Hielscher das Buch Stra-
tegische Einbindung vorgestellt. 
Am 22. und 23 Juli brachte die Elbe 
die Robina Wald, das Floß der Umwelt-

kurZnAchrichTen Aus Der bi

Aktionen und politische Arbeit
schutzorganisation Robin Wood, nach 
Gorleben und Hitzacker. Beim Passieren 
der Dömitzer Brücke entrollten Aktivist/-
innen ein Transparent gegen die Nutzung 
Gorlebens als Endlager. Die Besatzung 
des Floßes wurde an beiden Tagen durch 
Mitglieder des BI-Vorstands musikalisch 
und kulinarisch verwöhnt.

Hoher Besuch kam am 29. Juli ins Wend-
land: Landes-Umweltminister Stefan 
Wenzel (Grüne), Umweltstaatssekretär 
Jochen Flasbarth und der Präsident des 
Bundesamts für Strahlenschutz, Wolf-
ram König, unterrichteten Vertreter von 
Landkreis und Presse über die Pläne zur 
Außerbetriebnahme des Erkundungsbe-
reichs I des so genannten Erkundungs-
bergwerks (s. Artikel Seite 7). Dem Termin 
folgte ein informelles Gespräch zwischen 

Minister und Teilen des BI-Vorstands.
Am 10. August hieß es zum 250. Mal: 
„Immer am Zaun lang!“ Seit knapp 
fünf Jahren gibt es den Sonntagsspa-
ziergang rund um das Erkundungs-
bergwerk in Gorleben (s. Artikel oben).
Ganz in der Nähe fand am 22. und 23. 
August das FreeFlow Openair in Gede-
litz statt. „Frei von Konservenmusik und 
radiokompatibler Bumsmucke, ist das 
FreeFlow Openair eher eine Art Fami-
lientreffen von Musikern, Musikliebha-
bern und Atomkraftgegnern“, heißt es 
von den Veranstalter/-innen.
Ernster wurde es am 30. August bei der 
Atommüllkonferenz in Kassel. Erneut 
sprachen Anti-Atom-Initiativen zum The-
ma Atommüll und stimmten sich über  
ein gemeinsames Vorgehen ab.
Hochbetrieb vor den Ferien: Die BI wurde 
mehrfach angefragt, Schulklassen über den 
35-jährigen Widerstand zu informieren.

9

weitere Infos im Internet
www.gorleben-rundschau.de

Am 10. August war es soweit: zum 250. 
Mal wurde das „Erkundungsbergwerk 
Gorleben“ an einem Sonntag umrun-
det. Der Sonntagsspaziergang hat sich 
– ähnlich wie das anschließende Gorle-
bener Gebet – zu einer Institution ent-
wickelt. Denn jeden Sonntag umrunden 
Atomkraftgegner/-innen die festungs-
ähnlichen Mauern des so genannten 
Erkundungsbergwerks aus Protest da-
gegen, dass an Gorleben als atomares 
Endlager trotz aller geologischen Män-
gel festgehalten wird.
„Es gibt die ,große Politik‘ in Berlin, 
aber es gibt auch die Beharrlichkeit der 
Gorleben-Gegner/-innen. Das Entset-

zen über das Versagen der Politik bei 
dem angeblichen Neustart der Endla-
gersuche wird groß sein“, prophezeit 
die Bürgerinitiative Umweltschutz Lü-
chow-Dannenberg (BI). In einer solchen 
Warteschleife – während der Debatte 

innerhalb der Endlagerkommission 
– sei es wichtig, dass jeden Sonntag 
Menschen demonstrieren, weil  sie kein 
Vertrauen in die große Politik haben, die 
verspricht, die Endlagersuche neu zu 
starten, betonte BI-Sprecher Wolfgang 
Ehmke am Rande der Veranstaltung.
Nachdem die Spaziergänger/-innen von 
ihrem Rundgang zurückkamen und an 
der Undine-von-Blottnitz-Schutzhütte 
Platz nahmen, erwartete sie Kaffee 
und Kuchen, der vom Frauenkreis der 
Kirchengemeinde Küsten gespendet 
worden war. Im lockeren Gesprächs-
kreis haben dabei einige BI-Vorständler 
über die aktuellen Themen informiert.        

spaziergang ist weitere institution im kampf gegen die endlagerpläne in gorleben

Vor Gericht, auf der Straße, im Busch – 
jahrelang haben australische Ureinwoh-
ner gegen den Bau eines Atommüllend-
lagers gekämpft. Jetzt haben sie einen 
großen Sieg errungen: Das Northern 
Land Council beugte sich dem Druck  
und zog die Pläne zurück. Damit wird das 
Lager in Muckaty Station rund 600 Kim-
lometer nördlich von Alice Springs in 
Zentralaustralien vorerst nicht gebaut.

erfolg vor gericht

AusTrAlien

Seit Februar findet ein schleichender 
GAU im WIPP statt, der Pilotanlage zur 
Lagerung von schwach- bis mittelra-
dioaktivem Müll in einem Salzbergwerk 
im US-Bundesstaat New Mexico. Bei 
einem Unfall am 14. Februar wurden 
unter Tage erhebliche Mengen an Pluto-
nium und Americium freigesetzt. Über 
das Ventilationssysten gelangten an-
geblich nur geringe Mengen in die Um-
welt, kontaminierten aber 21 Arbeiter, 
die zu der Zeit über Tage anwesend wa-
ren. Gegen 23 Uhr hatte es Radioaktivi-
tätsalarm gegeben. Trotzdem ließ die 
Firmenleitung die Schicht am nächsten 
Morgen ohne besondere Sicherheits-
vorkehrungen zur Arbeit antreten. Der 
Schacht war bereits wegen eines Feu-

u.s.A.

gAu im salzbergwerk-Atomlager in new mexico
ers einige Tage zuvor geschlossen wor-
den. Für die fragliche Nacht wurden im 
Bergwerk hohe Aktivitätswerte für Plu-
tonium und Americium  gemessen. 
Im Logbuch der Anlage ist ferner ver-
merkt, dass im Bereich der Stromversor-
gung der Fabrik (über Tage) eine Stunde 
vor dem Radioaktivitätsalarm ein grü-
ner Lichtschein und Geräusche („green 
burst“) wahrgenommen wurden. Da 
sich diese elektrische Anlage in der 
Nähe von Abluftrohren des Bergwerks 
befindet, halten es Kritiker für möglich, 
daß große Mengen von Americium 
schon vor dem Alarm in die Umwelt ge-
raten sind, die zu einer lokalen Ionisie-
rung der Luft und zu elektrischen Entla-
dungen in der Umspannstation führten. 

250. sonnTAgssPAZiergAng

AusgerechneT PhiliPPsburg!
ein Kommentar von Jens Feuerriegel (Elbe-Jeetzel-Zeitung vom 9. August 2014)
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sonne, musik und spenden für den gu-
ten Zweck hieß es im Juli im kleinen 
Dorf Ventschau zwischen lüneburg und 
dem Wendland. Das benefiz open Air 
zugunsten von von Atomkatastrophen 
betroffenen kindern und deren Familien, 
lockte, wie im Vorjahr, mehr als eintau-
send menschen zu den beiden Veran-
staltungstagen. 

Das Ansinnen der Veranstalter/-innen 
war, die Spendensumme von über 7000 
Euro aus dem letzten Jahr zu übertreff- 
en. Auch wenn genaue Zahlen zum Re-
daktionsschluss noch nicht vorlagen, lie-
ßen erste Hochrechnungen den Schluss 
zu, dass das Ziel erreicht wurde. 
Den Veranstalter/-innen der Gruppe 
Menschen gegen Atomkraft, die ihre 
Wurzeln in der Castorgruppe Dahlen-
burg im östlichen Landkreis Lüneburg 
haben, ist es mit viel Leidenschaft ge-
lungen, ein abwechslungsreiches Pro-
gramm aus Musik, Anti-Atom-Vorträgen 
und künstlerisch, kulturellen Beiträgen 
zusammenzustellen. 
Bands wie Schwimmer und Kolkhorst 
brachten die Gäste bei tropischen Tem-
peraturen ins Schwitzen, Singer-Song-
writer wie Ben Turner und Einmann-
musik stimmten leise und nachdenkliche 
Töne an.
Vorträge über Fukushima (Alexander 
Neureuter), das Atommülldesaster (Pe-
ter Dickel) und die Möglichkeit, dem 
Staat in luftiger Höhe auf der Nase he-
rumzutanzen (Cécile Lecomte), rundeten 
das Programm ab.
Dank dieser gelungenen Mischung hat-
ten auch unpolitische Besucher/-innen 
die Möglichkeit, die kurzweilig präsen-
tierten, kompakten Informationen mühe-
los zu verdauen.   
Das große ehrenamtliche Engagement 
der Gruppe, eine Vielzahl Sponsoren 
und natürlich die Festivalbesucher er-
möglichten, dass sich nun die Fuku-
shima-Kinderklinik in Japan, der Ver-
ein Heimstatt Tschernobyl e.V. und der 
Ermittlungsausschuss Wendland über 
Geldzuwendungen freuen können. 
Das bisher noch als Geheimtipp gelten-
de Festival wird aller Voraussicht nach 
auch im nächsten Jahr stattfinden. Fans 
sind jetzt schon gespannt, welche Band 
den diesjährigen Headliner Stoppok be-
erben wird. 
Ein detaillierter Bericht mit vielen wei-
teren Impressionen kann über die Inter-
netseite der Veranstaltung unter www. 
e-ventschau.de abgefrufen werden. Dort 
wird auch die endgültige Spendensum-
me bekannt gegeben. 

beneFiZ oPen Air eVenTschAu
von Torben Klages
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seit 25 Jahren und ohne auch nur einen 
einzigen sonntag auszulassen treffen 
sich menschen aller religionen und kon-
fessionen im Wald nahe den gorlebener 
Atomanlagen, um im gebet vereint zu 
sein für ihren Protest. Die Predigt zum 
Jubiläums-gottesdienst am 29. Juni 
hielt landesbischof Dr. ralf meister.

An jedem Sonntag treffen sich christlich 
geprägte Atomkraftgegner, bei Eis und 
Schnee oder in sengender Hitze, in Sicht-
weite des Turms 1 des Erkundungsberg-
werkes zum Gorlebener Gebet. In den 
vergangenen 25 Jahren wurde kein ein-
ziger Sonntag ausgelassen. Am 29. Juni 
feierte das Gorlebener Gebet sein 25-jäh-
riges Bestehen. „Der Platz hier an den 
Kreuzen in Gorleben ist zu einem Ort der 
Wachsamkeit geworden“, leitete Landes-
bischof Dr. Ralf Meister seine Predigt an 
jenem Sonntag ein. Meister sprach aus 
Anlass des 25-jährigen Bestehens – und 
zum zweiten Mal überhaupt – in Gorle-
ben vor den Kreuzen im Forst. „Es geht 
um eine widerständige Aufmerksamkeit 
mit langem Atem“.

Zahlreiche Zuhörer versammelten sich 
an diesem wolkenverhangenen Sonn-
tag im Kiefernwald von Gorleben, um 
das 1300. Gorlebener Gebet zu feiern. 
Der Chor der evangelischen Studenten-
gemeinde Oldenburg Red Rooster sang 
Gospels und Spirituals, ein Dolmetscher 
übersetzte die Ansprachen ins Engli-
sche. Augenscheinlich viele Gäste aus 
dem Ausland nahmen an dem Gebet 
teil, Menschen aus Japan, den USA und 
Afrika. Vor dem Gebet hatten viele Men-
schen schon die „Endlager“-Baustelle zu 
Fuß umrundet. Der Weg war geschmückt 
mit Fähnchen, auf denen Wünsche und 
Sinnsprüche notiert waren.
Ralf Meister: „Hier in Gorleben wurde 
und wird kühn gebetet. Warum? Weil 
hier gegen die Resignation von Hoffnun-
gen geträumt wird, die uns leben lassen; 
mutig leben gegen die Resignation die-
ser Wirklichkeit. Hier beten wir, damit 
dem Leben eine Zukunft geschenkt wird“.
Entstanden ist die Initiative Gorlebener 
Gebet 1988 nach einem großen Protest-
marsch vom bayrischen Wackersdorf bis 
nach Gorleben. 63 Tage lang hatten De-
monstranten ein Holzkreuz mit sich ge-
tragen, das sie am Schluss im Gorlebener 
Wald aufstellten. Zwischenzeitlich muss-
te das Kreuz geschient werden, da Wind 
und Wetter ihm zugesetzt haben. Doch 
es steht noch heute – wie vor 25 Jahren.

25 JAhre gorlebener gebeT
von Björn Vogt

beneFiZ oPen Air eVenTschAu
von Torben Klages

weitere Infos im Internet
www.gorleben-rundschau.de



Auf einer Tagung von umweltverbän-
den und bürgerinitiativen in berlin ha-
ben im Frühjahr Vertreter/-innen der 
Anti-Atom-szene über den umgang mit 
dem standortauswahlgesetz und der 
endlagerkommission gesprochen. bis 
dahin ungehörte Ansätze präsentierte 
reinhard ueberhorst. er konnte mit er-
fahrungen aus einer ähnlichen kommis-
sion von vor 35 Jahren aufwarten.

„Das Standortauswahlgesetz kommt 
zum falschen Zeitpunkt. Es stellt die fal-
schen Fragen, gibt ein falsches Verfahren 
vor und beinhaltet falsche Zeitvorgaben. 
Das Gesetz muss darum zurückgezogen 
werden.“ So und ähnlich schallt es der-
zeit von den Bühnen bei Großdemons-
trationen, mit denen Atomkraftgegner 
Druck und Einfluss auf Regierung und 
Endlagerkommission ausüben wollen. 
Und doch stammt das Zitat nicht von ei-
nem der Demo-Redner. 
Gesagt hat den Satz vielmehr ein Mann, 
der in der deutschen Anti-Atom-Szene 
bislang nur den wenigsten bekannt ist: 

Reinhard Ueberhorst war 1979 Vorsit-
zender der ersten energiepolitischen 
Enquete-Kommission der Bundesre-
gierung. Sein Urteil über das Stand-
ortauswahlgesetz (StandAG) und die 
Kommission Lagerung hochradioaktiver 
Abfallstoffe fällt vernichtend aus, sein 
Ansatz zur Bewältigung der Atommüll-
frage ist viel weitgehender als der der 
Anti-Atom-Organisationen: 

Vor der Verständigung aller Parteien 
über den Umgang mit dem Atommüll 
selbst liege die Hürde der Verständigung 
über einen demokratischen Umgang 
miteinander. Das kürzlich beschlossene 
StandAG atme aber noch den Geist eines 
veralteten Verständnisses von Demokra-
tie. Anders gesagt: Bevor eine Gesell-
schaft Probleme so großer Ausmaße an-
gehen kann, muss sie neue Spielregeln 
erarbeiten.
Schon 1979 schrieb Reinhard Ueber-
horst im Spiegel: „Die Krise der Demo-

kratie (…) kommt im falschen Vertrauen 
auf eine technologische Evidenz, die die 
Menschen nicht finden können und den-
noch akzeptieren sollen.“ Evidenz vorzu-
gaukeln, wo sie wissenschaftlich begrün-
det nicht vorliegt, werde dazu führen, 
dass Gorleben und die Atommüllpolitik 
zur Erfahrung verfehlter demokratischer 
Politikfähigkeit beitrage. 
Je mehr wissenschaftlich-technische 
Themen Deutschland habe, desto mehr 
brauche das Land eine weiter entwickel-
te Demokratie, die an den spezifischen 
Aufgaben orientiert ist. Dabei gehe es 
aber zunächst nicht um wissenschaft-
liche Kriterien, sondern um solche, an 
denen ein folgendes Vorgehen in der 
Sachfrage orientiert werden kann.„Die 
StandAG-Konzeption ist ein untauglicher 
Versuch, an diesen Einsichten vorbei 
schnell zu einem Weg zu kommen, den 
es nur gäbe, wenn wir Rationalitäts- und 
Demokratieansprüche aufgäben.“
Reinhard Ueberhorst brandmarkt die 
derzeit noch gängigen Denkweisen als 
ungeeignet, die Probleme der Gegen-

weitere Infos im Internet
www.gorleben-rundschau.de
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wart und Zukunft dauerhaft lösen zu 
können. Weder eine reine Politikerpolitik, 
noch eine zu sehr von Wissenschaftlern 
beeinflusste Politik seien dazu geeignet. 
Auch die spätestens seit Stuttgart 21 
angewandte Schein-Bürgerbeteiligung, 
die nach Gusto von Ämtern berücksich-
tigt werde, müsse scheitern. Das gelte 
in gleichem Maße für das Standortaus-
wahlgesetz und die Endlagerkommissi-
on: „So lese ich das Modell der StandAG-
Konzeption“.
Vielleicht liegt in Ueberhorsts Erkennt-
nis der Grund für die jahrzehntelange 
Auseinandersetzung um die Nutzung 
der Atomkraft in Deutschland: Die Spiel-
regeln blieben unverändert, doch die 
Aufgaben wurden übermenschlich groß. 
Zwar wurde viel und heftig um Wege 
gerungen, doch eine Anpassung der 
Demokratie wurde versäumt. „Wir tref-
fen auf kontroverse atommüllpolitische 
Positionen und mit ihnen auch auf sehr 
unterschiedliche Vorstellungen, wie die 
Prozesse strukturiert werden sollten, mit 
denen eine umsetzbare Atommüllpolitik 
erreicht wird.“
Ueberhorst plädiert also dafür, Demokra-
tie nicht nur als das bevorzugte Staats-
modell anzusehen. Er ermutigt vor allem 
zu einem positiven Umgang mit Alter-
nativen. Wo diese ignoriert, verdrängt 
oder wider besseren Wissens demen-
tiert würden, sei Demokratie und Politik-
fähigkeit bedroht. Demokratie bedeute, 
dass Bürger/-innen und Abgeordnete 
Alternativen verstehen und beurteilen 
könnten. Das setze zwar die Arbeit von 
Wissenschaftler/-innen und Fachleuten 
voraus. Entscheiden müsse aber schließ-
lich das Volk – und zwar eben im Wissen 
um die Alternativen. 
„Die Kernenergieentwicklung pflegte 
bis weit in die Siebzigerjahre als Nicht-
Politikum, als durch Sach-Rationalität be-
stimmtes Feld und reine Angelegenheit 
der Experten präsentiert zu werden. Das 
musste Widerspruch und Widerstand fin-
den.“ Dass diese Denkweise noch nicht 
überwunden ist, belegt der Vermerk auf 
dem Vorblatt des StandAG: „Alternati-
ven: Keine“. 
Mit einer solchen TINA-Denkweise („The-
re is no Alternative“) sei Deutschland in 
die Misere der Atompolitik gekommen, 
so Ueberhorst. Es sei irritierend, nun 
auch am Ende des Atomzeitalters noch 
einmal einen letzten Versuch von Politik 
und Betreibern zu erleben, sich an Al-
ternativen vorbei zu mogeln. „An jedem 
potenziellen Standort (…) werden sie auf 
Widerstand stoßen. Nicht nur der Men-
schen aus den Standortregionen, son-

dern aller Bürger, die einen irrationalen 
Prüfprozess nicht akzeptieren können.“ 
Vor dem Hintergrund seiner Erfahrung 
in der energiepolitischen Enquete-Kom-
mission Ende der Siebzigerjahre ver-
weist Reinhard Ueberhorst darauf, dass 
für eine erfolgreiche Verständigung der 
Kommissionsmitglieder untereinander 
zuerst die Verständigungsaufgaben er-
kundet, analysiert und vermittelt werden 
müssten. Dabei sei ein breites Bild der 
Herausforderungen ohne Scheuklappen 
ebenso erforderlich wie ein geteiltes 
Verständnis der Alternativen. Zudem 
müsste ein möglichst weithin geteiltes 
Verständnis der Ziele, Werte und Kriteri-
en, an denen sich eine Kommission ori-
entieren könne, vorliegen. Gleiches gelte 
für das Wissen darüber, warum es – zum 
Beispiel in technischen Fragen – zu un-
terschiedlichen Bewertungen kommt.
Diese „Basisarbeit“ ist aber im beschlos-
senen Verfahren nicht vorgesehen. Rein-
hard Ueberhorst: „Ich sehe das StandAG 
in der Kontinuität einer Pseudopolitik. 
Es ist eine untaugliche Alternative zu 
einer demokratischen Atommüllpolitik. 
Mit ihr müssten die Verständigungsauf-
gaben herausgearbeitet, dann breite 
gesellschaftliche Diskussionsprozesse 
durchgeführt und erst dann politische 
Entscheidungen über den Weg und die 
Kriterien festgelegt werden.“ Erst danach 
seien wissenschaftliche Expertisen und 
eine Kommission sinnvoll. 
Vor dem Hintergrund der fehlenden „Ba-
sisarbeit“ und der falschen Reihenfolge 
der Schritte sieht Reinhard Ueberhorst 
drei denkbare Szenarien: Es könne im-
mer noch sein, dass der Gesetzgeber 
erkennt, dass das StandAG besser zu-
rückzuziehen und stattdessen ein de-
mokratischeres Verfahren in Gang zu 
setzen ist. Denkbar sei auch, dass die 
Umweltverbände und andere zivilge-
sellschaftliche Gruppen eine öffentliche 
Konfrontation mit den Arbeitsergebnis-
sen der Kommission herbeiführen und 
daraufhin doch noch im Sinne des oben 
beschriebenen Szenarios nachgedacht 
wird.
Wahrscheinlich sei aber leider, so Ue-
berhorst, dass der StandAG-Prozess 
wie geplant durchgezogen würde, die 
Umweltverbände und Gruppen zwar 
Druck ausüben, dieser aber unbeachtet 
bliebe. Käme es so – und der Verlauf der 
bisherigen Sitzungen der Endlagerkom-
mission legt dies nahe – dann, so Rein-
hard Ueberhorst, würde spätestens 2016 
der gesellschaftliche Widerstand gegen 
staatliche Endlager-Planungen erneut 
aufflammen. 

DemokrATische ATommüllPoliTik nAch reinhArD ueberhorsT
von Andreas Conradt

Die kommission 1979/1980
Die erste energiepolitische Enquete-
Kommission tagte in den Jahren 1979 
und 1980. Sie hat damals mit einer rela-
tiv großen Mehrheit (12:3) alle wesent-
lichen Empfehlungen zur Energie- und 
Kernenergiepolitik formuliert – und das 
bei einer Zusammensetzung, bei der 
zehn der 15 Mitglieder als dezidierte 
Atomkraftbefürworter galten und nur 
fünf als Kritiker. Diese fünf waren alle Teil 
der Mehrheit.
Dieses Ergebnis hat seinerzeit viele 
überrascht. Erwartet worden war eher 
ein Ergebnis 10:5.
Wenn die Bundesregierung den strate-
gischen Empfehlungen zum Energie-
sparen und zur Nutzung erneuerbarer 
Energieträger dieser Kommission ge-
folgt wären, wäre in Deutschland die 
Energiewende schon in den frühen Acht-
zigerjahren beschlossen und eingeleitet 
worden. Aber weder die damals am-
tierende Bundesregierung von Helmut 
Schmidt (SPD), noch die 1982 folgende 
Regierung unter Helmut Kohl (CDU) ist 
der Enquete-Kommission gefolgt.
Diese Kommission hatte erstmals alter-
native Energiezukünfte mit und ohne 
Kernenergienutzung untersucht und 
für die praktische Energiepolitik eine 
Strategie für die nächsten zehn Jahre 
vorgeschlagen, denen Atomkritiker und 
-befürworter zustimmen konnten. Sie 
konnten das prioritäre Interesse an ei-
nem Versuch anerkennen, die Nutzung 
der Kernenergie durch Energiesparen 
und erneuerbare Energieträger zu ver-
meiden.      Auszug aus dem Vortrag 
Reinhard Ueberhorsts während der Ta-
gung der Umweltverbände und Bürger-
initiativen in Berlin im März 2014
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FrühsTück
miT
Punks

Schulamith kam mit dem Friedensritt 
1995, der von Gorleben nach Morsleben 
führte, nach Lüchow-Dannenberg, lernte 
den Widerstand in der Region um Gorle-
ben kennen und demonstrierte hoch zu 
Ross ihre Unterstützung. Diese Form des 
politischen Wanderritts ist seitdem ein 
Teil des wendländischen Widerstands. 
Genau wie sie selbst. Dabei nimmt sie 
die Bedeutung ihres aus dem Hebräi-
schen stammenden Namens sehr ernst: 
Schulamith heißt „die Friedensbringerin“.
Beim folgenden Castortransport wurde 
es auch in Vlotho nordöstlich von Biele-
feld unruhiger. Getreu dem Motto „Gor-
leben ist überall“ hängte sie mit Freun-
den an eine Eisenbahnbrücke das erste 
„Stopp Castor“-Transparent des Ortes 
auf.
Im Wendland „landete“ sie dann in ei-
nem Castor-Camp bei Grippel direkt 
an der LKW-Transportstrecke zwischen 
Dannenberg und Gorleben. Zu einer ge-
meinsamen Aktion auf der Straße kam 
es zwar nicht, „aber“, so sagt Schula-
mith heute, „es war trotzdem ein gutes 
Erlebnis“. Mit Freunden suchte sie einen 
Stellplatz für einen LKW und durfte das 
Fahrzeug in den mit Blümchen und Gar-
tenzwergen geschmückten Vorgarten 

von Anwohnern stellen. Am nächsten 
Morgen wurden alle zum Frühstück ein-
geladen, und so saß urplötzlich und wie 
selbstverständlich eine Gruppe wasch-
echter Punks bei gutbürgerlichen Leuten 
in der ländlichen Küche. Das hat beein-
druckt. Hier wollte Schulamith leben.
Eine weitere Erfahrung in Grippel war 
für sie, dass es sich eher lohnt, mit Grup-
pen unterwegs zu sein, die eine klare 
Übereinkunft haben, wann und wie ge-
nau sie auf die Straße oder Schiene ge-
hen wollen, als mit hundert Leuten un-
entschlossen am Rand zu stehen. Und so 
war Schulamith in den darauffolgenden 
Jahren eher bei X-tausendmal quer oder 
Widersetzen zu finden. Und, ja, einmal 
auch beim Schottern.
Wie so viele im Wendland, kommt auch 
Schulamith im Gespräch häufig auf An-
ekdoten rund um die Castortransporte 
zu sprechen:
Als 2001 in Süschendorf die Bahnfahrt 
des Castors für längere Zeit gestoppt 
wurde, wollte sie sich nach den anstren-
genden Tagen eine kleine Pause gönnen 
und in ihrem Bett schlafen. Sie stellte alle 
zwei Stunden den Wecker, um das Cas-
tor-Infotelefon zu befragen und rechtzei-
tig vor dem Transport auf die Straße zu 
kommen. Doch das war gar nicht nötig: 
In der Pause riefen die Grundschulkinder 
unter ihrem Schlafzimmerfenster im Ort 
Küsten: „Der Castor steht noch immer – 
Juhuuuuh!“ Schöne Erkenntnisse: „Ich 
darf noch schlafen, und die Grundschul-
kinder fiebern hier mit“. 
In der KURVE Wustrow hat Schulamith in 
einer schwierigen Zeit lange Jahre Ver-
antwortung im Vorstand übernommen 
und dort später auch hauptamtlich gear-
beitet. Die Bildungs- und Begegnungs-
stätte will einen Beitrag dazu leisten, 
Konflikte durch überlegte, gewaltfreie 
Aktionen zu überwinden.
Dabei überwindet Schulamith zunächst 
einmal ihre eigenen Grenzen, persön-
liche wie geografische, wenn sie im 
Westjordanland für die Planung des zi-
vilen Friedensdienstes arbeitet und ge-
waltfreie Aktionen gegen die Besatzung 
unterstützt, oder in Deutschland mit ei-
ner anderen Organisation Begegnungen 
zwischen Israelis und Palästinenser/-in-
nen begleitet. 
Ist es vor dem Hintergrund des Nah-
ost-Konflikts unangemessen, wenn im 
Wendland vom „Widerstand“ gespro-
chen wird? Für Schulamith ist das trotz 
der unterschiedlichen Dimensionen eine 
angemessene Bezeichnung des Protests, 
weil die Menschen in Lüchow-Dannen-
berg sich der Bedrohung auch physisch 
entgegenstellen. „Wer wachsam gegen-
über der Gewaltanwendung, den Täu-
schungen und Tricksereien des Staates 
ist, kann beobachten, dass der Staat 
auch hier seine Maske fallen lässt und 

Wo liegt Lüchow-Dannenberg? Eine 
Frage, die viele nicht beantworten 
konnten, bevor sie ins Wendland 
kamen, um gegen Atomkraft zu de-
monstrieren. So ging es auch der 
Rheinländerin Schulamith Weil. Sie 
kam aber nicht nur, um auf die Straße 
zu gehen. Von Torsten Koopmann

selbst gesetzeswidrig handelt, wenn so-
ziale Bewegungen Wirkung zeigen und 
eine Kraft entfalten, die die Mächtigen 
stört.“
Schulamith Weil sieht sich als Wanderin 
zwischen den Welten. Sie wird immer 
wieder der einen oder anderen Gruppe 
des Widerstands im Wendland zugeord-
net. Widersetzen, x-tausendmal quer, 
Bürgerinitiative, Kommune Meuchefitz 
oder Widerstandsnest Metzingen, in kei-
ner Schublade sieht sie sich ausschließ-
lich. „Ballkleid“ und „zerrissene Jeans“ 
stünden ihr gut. 
Für gewaltfreie Aktionen tut sie sich gern 
mit den unterschiedlichsten – und natür-
lich möglichst netten und verlässlichen – 
Leuten zusammen.
„Die große Stärke des Wendlands ist 
die Bereitschaft, an einem Strang zu 
ziehen, nicht so sehr die Unterschiede, 
sondern das Gemeinsame zu sehen.“ 
Man habe sich hier nicht spalten las-
sen, immer wieder etwas angepackt und 
die Koexistenz der unterschiedlichsten 
Gruppen akzeptiert. Nur mit der Unter-
stützung aus der Region und der guten 
Vernetzung weit darüber hinaus konnte 
eine Idee wie Gorleben 365 umgesetzt 
werden. Ein Jahr lang immer wieder das 
Bergwerk zu blockieren, stellte die KUR-
VE Wustrow vor die Frage, wie weit man 
gehen wolle. „Riskieren wir mit unserer 
Beteiligung an der Initiative unsere Ge-
meinnützigkeit?“ 
Fragen, die auch die Bürgerinitiative 
Lüchow-Dannenberg immer wieder aus-
zuloten hat.
Es bleibt wichtig, mit gesundem Men-
schenverstand die anstehenden Prob-
leme zu bewältigen. „Wie man an Frau 
Merkel sieht, kann man Physikerin sein 
und es trotzdem nicht kapieren.“
Dafür, dass auf Politiker kein Verlass ist, 
seien Ministerpräsident Weil und Mi-
nister Wenzel das jüngste Beispiel. Als 
die beiden Lüchow besuchten, um dem 
hiesigen Widerstand zu erklären, warum 
sie, entgegen ihrer Wahlaussagen, ei-
nem Gesetz mit Gorleben als möglichem 
Endlager zustimmen werden, schenkte 
sie Herrn Wenzel eine verwelkte Sonnen-
blume. 
Eine welke Nelke für Herrn Weil hatte sie 
leider nicht zur Hand.
Wenn sie jetzt wieder zu ihren Eltern ins 
Rheinland zieht, sieht sie mit Waffenex-
porten, Abschiebeknästen und Flücht-
lingsarbeit weiterhin auch andere wich-
tige Themen für sich. 
In der „Diaspora“ bleibt sie aber Bot-
schafterin für das Wendland. „Einfach 
weil man hier besser informiert ist, viel 
erlebt hat und immer wieder richtig stel-
len muss, dass die vielen Castoren nicht 
unter der Erde im Salz stehen. Und na-
türlich, weil wir es längst noch nicht ge-
schafft haben.“
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blickWe  el
Die Anti-AKW-Bewegung hat keine Nachwuchssorgen – in Göttingen nicht und auch nicht anderswo. Einen Mangel 
an Kreativität gibt es nicht. Emil aus Göttingen ist zehn Jahre alt und baut schon die Hälfte seines Lebens mit Lego. 
Ungefähr genauso lange ist er mit seinen Eltern bei vielen Aktionen gegen die Atomkraft dabei gewesen. Was lag 
also näher, als beide Leidenschaften zu kombinieren? Die Lego-Stadt, die so entstanden ist, erstreckt sich auf einer 
Fläche von 3 mal 2 Meter, und ihr Herzstück ist eine nachgebaute Anti-AKW-Demo mit allem, was dazugehört: 120 
Demonstranten, Transparente, Aktivisten, die sich abseilen und andere, die eine Pyramide errichtet haben. 
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Verschiedene Flyer, infobroschüren, T-shirts und 
andere wendländische Widerstandsartikel kön-
nen im bi-büro telefonisch bestellt werden. Wei-
tere Artikel findest Du auf unserer internetseite!

www.bi-luechow-dannenberg.de

bürgerinitiative umweltschutz 
lüchow-Dannenberg

Rosenstraße 20 • 29439 Lüchow
Mo, Mi, Fr: 9 - 16 • Di, Do: 9 - 18

 05841 - 4684
buero@bi-luechow-dannenberg.de

www.bi-luechow-dannenberg.de

spendenkonto
bi umweltschutz lüchow-Dannenberg
sparkasse uelzen lüchow-Dannenberg
ibAn: De24 2585 0110 0044 0607 21
bic: nolADe21uel


